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bie Gesellschaft bedarf der Familie. Die lunhtions

keit der Familic sctzt dic Berichsichtigung der unter-
scihiedlichen, aber gleichrangipgen Pedirfnisse aller lit-

glieder der Familien voraus.

FFamilie ist neben der Gemeinschaft von Vater, "utter und
Kindern auch die nichtvollstindige Familie, die hesonderer
Unterstiitzung bedar{, um Chancengleichheit zu ermoglichen.
Gerade bei der heute iblichen Lebensform der Kleinfamilic
bediirfen auch die Probleme junger Lhen und “lterer “Men-

schen besonderer Beriicksichtigung.

Die Familie hat durch dic riumliche Trennung von [laushalt

und Arbeitsplatz und die Verlagerung vieler \ufgaben in den

auferhiiuslichen Dienstleistungsbereich cinen Bedeutungswan-
del erfahren. Im 6ffentlichen BewuRtsein und in der Gesetz-
gebung werden die verinderten Lebensgewohnheiten und Fami-
lienstrukturen nicht ausrecichend berlicksichtigt und die

Familien dadurch vor schwer lésbare Probleme gestellt.

Wir gehen bei unseren Oberlegungen von der Partnerschaft
zwischen Mann und Frau in Familie und Beruf aus. Die Ver-
pflichtung des Mannes pgegeniiber seiner Familie besteht
nicht nur in der Arbeit fiir die finanziclle und wirtschaft-
liche Sicherung der Familie. Er hat ebenso zur Erfiillung
der anderen Familienaufgaben beizutragen, insbesonderc zur
Erziehung der Kinder. bie Tatsache, daR die Frauen die Kin-
der zur Welt bringen und daf die Kinder in ihren ersten
Lebensjahren besonderer Betreuung durch ecine Bezugsperson
bediirfen, darf zu keinen weiteren Folgerungen tber die Auf-
gabenteilung zwischen Mann und Frau fithren. Die Titigkeit
der Frauen muR angesichts des Fortschritts hauswirtschaft-
licher Techniken und eines breiten Giiterangebots nicht

mehr auf Haushalt und Familie beschriinkt bleiben. BDiese
Situation fihrt hiufig zu Isolation und Unausgeflilltheit,
die auf die ganze Familic ausstrahlen kénnen. Andererseits
haben die Kinder ein Recht auf die Entwicklung ihrer Fihig-
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Familiengerechtes Wohnen

keinten und die Liebe und Sorge ihrer Eltern. Finanziell
und institutionell muB ein Ausgleich zwischen den Bediirf-
nissen der Kinder und der beruflichen Entfaltung der
Eltern ermdglicht werden.

Finanzierung der Familienpolitik.

Familienpolitik muf alle Familien finanziell und durch Neu- i
gestaltung der sozialen Umwelt in die Lage versetzem, ihren :
Aufgaben gerecht werden zu ké&nnen.

Die finanziellen FdrderungsmaBinahmen fiir die Familie sollten
keine wachsenden Bev@lkerungszahlen zum Ziel haben. Die Wohl-
standsentwicklung ist nicht in erster Linie von einer wach-

senden Bevilkerung abhﬁngig; sondern viel mehr von zeitgemi#f
und optimal ausgebildeten und ihre Berufsfihigkeit bewahren- i
den Menschen.

Familienpolitik ist eine staatliche Aufgabe von auBerordent-
licher Bedeutung. Sie muB langfristig geplant und durch &f-
fentliche Mittel finanziert werden. )

Von diesen grundsdtzlichen Erwdgungen ausgehend unterbreitet
die DAG Vorschliige zu einer Familienpolitik im Interesse der
Arbeitnehmer, die sich auf folgende Gebiete beziehen:

Beziehungen zwischen Familie und Arbeitswelt

Zusammenhang zwischen familidrer und &ffent-
licher Erziehung

Koordination familiirer und &ffentlicher Er-
ziehung und Bildungseinrichtungen

Ausbau der Familienberatung als Hilfe fiir die
Familie einerseits und als qualitative Bevdlke-
rungspolitik andererseits

Chancengleichheit durch finanzielle Fdrderung
aller Familien bei gleichzeitiger gezielter
" Férderung benachteiligter Grupnen

Fragon der sozialen Siéherung der einzelnen - . ,
Familienmitglieder : _ Bio T ‘ )




I. Familie und Reruf

Freizeit ist aber nicht nur eine Zeit der 'lufe,

1. Verhiiltnis Arbeits- und Familienzeit deren einziges Problem darin besteht, wie sie ver-

Arbeitswelt und Familien- hzw. Freizeithercich stehen niinftig verbracht wird und welche grofziigigen &f-

in enger wechselseitiger Beziehung. 3eide Bereiche be-
stimmen den Wert unseres Lehens. Die Zufriedenheit am
Arbeitsplatz wirkt sich auf die Harmonie des Familien-
lebens ebenso aus,wie umgekehrt die Situation in der
Familie Rickwirkungen auf das Berufsleben hat. Fiir
beide Bereiche ist es daher von Vorteil, wenn sie die
elementaren Bediirfnisse des anderen Bereichs in ihre

Planungen einbeziehen.

Es ist die Aufgabe der Gewerkschaften dariiber zu wachen,
daR der Rationalisierung der Arbeitsvorgiinge Arbeits~
zeitverkiirzungen gegeniiber stehen, die allen Menschen
einen gesicherten Arbeitsplatz und damit die Grundlage
fiir die gesicherte Existenz der Familie schaffen. Mit-
bestimmung am Arbeitsplatz und Partnerschaft in der
Familie sind die Lebensformen, die unter den gewandel-
ten Arbeits- und Familienstrukturen die Basis Ffiir die
Selbstverwirklichung der Menschen bieten. Die Humanisie-
rung der Arbeitswelt ist eine allerdings noch weitge-
hend ungeléste Aufgabe. Sie mull fortschteitend verwirk-
licht werden und dafiir sorgen, daB Freizeit in gréfe-
ren Hafle die Selbstverwirklichung des Arbeitnehmers
ermbglicht.

Der technische Fortschritt und die Mitbestimmung der
Arbeitnehmer bieten die Voraussetzung, unter der Selbst~
verwirklichung in den beiden Bereichen: Beruf und Fa-
milie, mégliclh wird. Wir missen jedoch lernen, die
wachsende Freizeit fiir unsere Gesundheit und fiir unser
Wohlbefinden zu nutzen - sie zu gestalten und nicht

nur zu konsumieren. Die humane Gestaltung der Arbeits~
welt wird die Freude an der eigener Leistung ermdgli-
chen und so zur sinnvollen Lebensgestaltung auch anm
Arbeitsplatz beitragen.

fentlichen und kommerziellen Angebote fiir Gestal-
tungsmiglichkeiten bereitgestellt werden sollen,
sondern auch "Zeit fiir die Familie'", die an jedes
Mitglied auch Anforderungen der Ricksichtnahme und
gegenseitigen Hilfe stellt. In einer Zeit, in der
jede dritte Mutter berufstiitig ist und in der um die
Arbcitskraft dieser Frauen im Interesse Jer %clhs-
wirtschaft intensiv geworben wird, ist eine Erfil-
lung der Haushaltspflichten und die Erziehung der
Kinder eine gemeinsame Aufgabe von *ann und Frau.

Die Frau , die zum Familienverdienst durch auBerhius-
liche Erwerbstdtigkeit beitridgt, darf nicht mit der
Erfiilllung der Familienpflichten alleingelassen werden.
Ebensa ist der Vater fiir die Erziehung der Kinder ge-
nauso wichtig wie die Mutter. Weder die iiberforderte
Mutter noch der leistungsabhingige Vater kénnen eine
hiusliche Atmosphive schaffen, die den Kindern die
ndtige Grundlage f.ic eine stabile Entwicklung gibt.
Dazu bedarf es in weiten Bereichen unserer Gesell-

schaft eines Umdenkungsprozesses.

Auch wenn heute noch die korventionelle Arbeitstei-
lung in der Familie die iiberwiegende Lebensform ist,
muf} moderne Familienpolitik von verschiedenen Familien-
modellen ausgehen, die heute nebeneinander verwirk-
licht sind:

[

Der Mann ist allein berufstitig, die Frau be-
sorgt den Haushalt und die Kindererziehung. Heute
schon ist es in einer Reihe von Fillen umgekehrt.

IS

Beide gehen der auRerhiuslichen Berufstitigkeit
nach und teilen sich die Arbeit in der Familie.

3. Der eine widmet sich ausschlieflich oder fast
ausschlieRlich der aufierhduslichen Berufstdtig-
keit, wihrend der andere mehr oder weniger



dllein die Arbeit fiir die Familie leistet
und zusdtzlich - mit halber Kraft - auBer-
hiiuslicher Berufstitipkeit nachgeht.

4. Ciner scheidet, solange die Kinder klein sind,
voriibergehend aus dem Erwerbsleben aus und be-
darf eines Angebotes zur sinnvollen Wiederein-
gliederung. Diese Zeit kdnnte auch unter den
Ehepartnern aufgeteilt werden.

5. Daneben gibt es Wohngemeinschaften und andere
Formen gegenseitiger Hilfe bei der Erfiillung der
Aufgaben, die traditionell an die Familie gebun-

den sind.
Es ergeben sich folgende Konsequenzen:

+ Die Reform des Ehe- und Familienrechts schafft
durch die Anderung der §§ 1356 und 1360 BGB die
privatrechtlichen Voraussetzungen fiir die Auf-
gabenteilung der Ehepartner unter gegenseitiger
Riicksichtnahme. Es muf eindeutig festgelegt wer-
den, daf das Recht auf Berufsausiibung und die
Pflicht zur Haushaltfiihrung beide Ehepartner
gleichermallen einbezieht. Das Recht auf Berufs-
ausiibung muf das Recht auf berufliche Aus- und
Fortbildung einschliefen.

+ Durch finanzielle Hilfen und &§ffentliche Investi-
tionen im Dienstleistungsbereich muf die Bewdlti-
gung der Familienaufgaben erleichtert werden.

+ Vorschule und Schule ebenso wie berufliche Ausbil-
dungs- und Fortbildungseinrichtungen miissen in
ihrer Organisation und ihren Lehrplinen die sich
verdndernden Lebensformen der Familie sowohl im
Interesse der zéitgemﬁﬁen Unterweisung der Kinder
als auch mit Riicksicht auf die Bediirfnisse der
Eltern zugrunde legen.

+ Die soziale Sicherung muB auf die geinderten Fami-

lienstruhturen Richsic.t netwen.

* Dic Arbelitswelt mub familien reundlich orga-

nisiert werden.

Arbeitszeitgestaltung und Arbeitsschutc

Bei der Gestaltung der Arbeitszeit sollten nehen den
organisatorischen und technischen Erfordernissen des
Betriebes die Bediirfnisse der Arbeitnehmer, insheson-

dere der Familien, Beriichsichtigung finden.

Bei lberlegungen zur familienfreundlichen Gestaltung

der Arbeitszeit ist folgendes mafigebend:
Die DAC fordert eine Verkiirzung der Arheitszeit durch

+ schrittweise Verlingerung des Urlaubs bis zur
Moglichkeit, zweimal jéhrlich einen vierwéchigen
zusammenhéingenden Urlaub verbringen zu kdénnen,

+ allmihliche Reduzierung der wdchentlichen Ar-
beitszeit auf 36 Stunden. Schon jetzt sollte
eine neue AZO auf 4o Stunden basieren.

Die Verlingerung der Schulzeiten und die Freistellung
fir Bildungszwecke ist ecine andere Form der Arbeitszeit-
verkiirzung, wie sie die Anforderungen des modernen Le-
bens notwendig machen. Insbesondere der 3ildungsurlaub
ist eine Bildungshilte fiir die Familie, da sie Chancen-
ungleichheit durch Doppelbelastung ertgegenwirkt.

Neben dem Verhidltnis von Freizeit zu Arbeitszeit ist
insbesondere auch die Organisation der Arbeitszeit von
grofer Bedeutung fiir dic Familie.

Moderne Arbeitszeitformen wie

Gleitende Arbeitszeit
Teilzeitarbeit
Arbeit auf Zeit

bieten Mdglichkeiten, Berufs- und Familienpfiichten
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miteinander besser tu verbinden.

Fiir die gleitende Arbeitszeit hat die DAG Grundsiitze
erarbeitet, die das Gleichgewicht der Vorteile durch
diese Arbeitszeitform fiir die Arbeitgeber und die Ar-
beitnehmer herstellt, Die neue Arbeitszeitordnunp soll-
te Rahmenvorschriften flir die gleitende Arbeitszcit
festlegen, die diesen Grundsitzen Rechnung tragen.

Die Teilzeitarbeit sollte dem wegen Familienpflichten
vortibergehend aus dem Arbeitsleben Ausgeschiedenen die
friithere Berufsriickkehr erméglichen. Sie sollte aber
auch als Ubergang zum Re-tenalter, und zwar ohne sozia-

len Abstieg, offen sein.
Die DAG fordert

+ Schaffung von Teilzeitarbeitspliitzen auch fiir qualifi-
zierte Tidtigkeiten und Anerkennung der Teilzeitarbeit
als gleichberechtigte Arbeitsform neben der Vollzeit-

arbeit,

+ angestelltengemifle Nebenverdienstgrenzen bei Inan-
spruchnahme der flexiblen Altersgrenze, ebenso beim
vorgezogenen Altersruhegeld.

Von der Moglichkeit, Teilzeitarbeit als Ganztagsarbeit
an einigen Wochentagen anzubieten, um das Verhiiltnis
von Arbeits- zu Wegezeit giinstiger zu gestalten, soll-
ten mehr Arbeitgeber Gebrauch machen.

Personalplanung der Betriebe sollte die Berufstiitig-
keit nicht nur der Mdnrer, sondern auch der Frauen wiih-
rend eines ganzen Arbeitslebens, wie sie in steigendem
Mafie der Realitiit enfépricht, bericksichtigen. Zeiten
der Berufspause und der Teilzeitarbeit als Obergéng

zur vollen Berufstﬁtigkeit miissen dabei berlicksichtigt
werden. Urlaubs- und Krankheitsvertretungen, Einsprin-
gen an "freien Tagen' sowie Heimarbeit kénnen ebensa
dazu dienen, die berufliche Routine und die Nihe zum
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Betrieb zu cerhalten. Auf diese Weise kann Berufsferne
vermieden und der berufliche Werdegang in Einklang
mit den Familienpflichten erleichtert werden.

Die Linge der tiiglichen Arbeitszeit ist fiir uie Bewil-
tigung der Familienaufgaben und aus gesundheitspoliti-
schen Erwigungen von besonderer Bedeutung. Bei zukiinf-
tigen Arbeitszeitverkiirzungen muff zumindest darauf ge-
achtet werden, daB die tigliche Arbeitszeit nicht ver-
lingert wird.

Auch Nacht- und Schichtarbeit, insbesondere die Wechsel-
schicht, stellen Belastungen fiir Jie Familien der Ar-
beitnehmer dar. Sie sollten auf so wenige Bereiche wie
irgend méglich reduziert und durch zusitzliche Regene-
rationsméglichkeiten kompensiert werden.

Wenn die Wirtschaft sich um die Arbeitskraft der verhei-
rateten Frauen und Miitter bemilht, kommt sie an solchen
UOberlegungen nicht vorbei. Arbeitgeber, Personalverwal-
tungen und Betriebsrite sollten, zugeschnitten auf ihren
jeweiligen Betrieb, sich um gangbare Lisungen bemiihen.

. Mutterschaftsrecht

Jede dritte werdende Mutter ist heute erwerbstiitig. Dem
Schutz der erwerbstdtigen Mutter kommt daher erhebliche
Bedeutung zu - zum Schutz ihrer Gesundheit, aber auch

vor allem der Gesundheit und der Entwicklung des Kindes.

Lingere Schul- und Ausbildungszeiten auch bei den jun~
gen Midchen, frithes Heiratsalter und frithe Mutterschaft
bestimmen heute den Lebens- und Berufsweg der Frauen.
Das Mutterschaftsrecht mufl auf diese Verinderungen Riick-
sicht nehmen. Auch junge Frauen in der beruflichen Aus-
bildung miissen in den Mutterschutz einhezogen werden;
durch frithe Mutterschaft diirfen schulischer und beruf-
licher AbschluB nicht in Frage gestellt werden.



Die DAG fordert:

1. § lo Mutterschutzgeset:z (fuSch{) ist ¢ iut fu
idndern:
(1) Eire Frau hat wiihrend der Schwangerschalt und
bis zur Dauer cines Jahres nach der Inthkin-

dung Anspruch auf unbezahlten Sonderurlaub.

(2) Nimmt sie im Anschlufl an den Sonderurlaub in
ihrem bisherigen Betriet oder ihrer Dienst~
stelle die Arbeit wieder auf, so dar{ ihr aus
der Abwesenheit in beruflicher und betraeb-
licher Hinsicht kein Nachteil entstchen.

Nach dem Mutterschutzgesetz muB eine Frau % Wochen nach
der Entbindung ihren Arbeitsplatz wieder besetzen, wenn
sie ihn nicht verlieren will. Ein grofer Teil der Miitter
m&chte ihre S#uglinge (und Kleiukinder) jedoch selbst be-
treuen, was im beiderseitigen Interesse von ‘Mutter und
Kind liegen wiirde. Sie kdémnnen sich dieser Aufgabe jedoch
nur widmen, wenn sie ihren Arbeitsplatz aufgeben. Kehren
sie nach einem Jahr oder lidnger in den Beruf zuriick, ha-
ben sie kein Anrecht auf ihren bisherigen Arbeitsplatz.

Im Gegensatz dazu wird einem jungen Mann, der zur PRundes-

wehr einriickt, der Arbeitsplatz gesichert, so daf er nach

Beendigung seiner Dienstzeit an seinen bisherigen Arbeits-
platz zuriickkehren kann.

2.
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§ 1o Mutterschutzgeset:z ist wie folgt czu crgiinzen:

(3) Endet ein Berufsausbildungsverhiiltnis wihrend
der Schwangerschaft oder der Mutterschutzfrist
oder findet die AbschluBpriifung nach Beendigung
des Ausbildungsverhiltnisses wihrend der Mutter-
schutzfrist statt, so ist es auf Antrag der Aus-
zubildenden um lingstens 9 Monate :zu verliingern.

(4) Endet ein Berufsausbildungsverhiiltnis wdhrend
der Schwangerschaft oder der Mutterschutzfrist,
50 1st die Frau nach bestandener Priifung in ein
Anstellungsverhiiltnis zu {ibernehmen.

Das Mutterschutzgesetz soll erwerbstitige Frauen vor
finanziellen Motlagen und gesundheitlicher Gefithr-
dung schittzen. Dieser Schutz muff auch Auszubildende

erfassen.

Bekanntlich brechen viel mehr weibliche als niinnli-
che Jugendliche ihr Ausbildungsverhiltais ab. Es
sollte sichergestellt werden, dal Schwangerschaft
als Grund dafiir, soweit dies vom Gesetzgeber ab-

hilngt, ausgeschaltet ist.

L




3.
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§ 9 Abs. 1 Satz ! MuSch(€ ist wie folgt zu iindern:

Die Nindigunpg gegeniiber einer Frau withrend der
Schwangerschaft und bis zum Ablauf von vier ‘lona-
ten nach der Entbindung ist unzuli#ssig, wenn denm
Arbeitgeber zur Zeit der Kiindigung die Schwanger-
schaft oder die Entbindung bekannt war oder die
Arbeitnehmerin ilhm nach Zugang der Kiindigung un-
verzitglich davon Kenntnis gibt. Die Benachrichti-
gung ist in jedem Falle rechtzeitig, wenn sie bin-

nen drei Wochen nach Zugang der Kiindigung erfolgt.

In Fidllen unerkannter Schwangerschaft fithrt die
heutige Regelung, wonach die Schwangerschaft inner-
halb von zwel Wochen nach erfolgter Kiindigung mit-
geteilt werden muBl, zu Hirten. Unverziiglich bedeu-
tet ohne schuldhaftes Zdgern und ist durch die Ge-
richte, zur Vermeidung von Hirten, auslegbar. Auch
die Verldngerung der Zweiwochenfrist wiirde Hiirten
infolge der starren Fristfestsetzung nicht aus-
schlieflen,

§ 3 Abs. 2 MuSchG ist wie folgt zu &dndern:

(2) Werdende Miitter diirfen in den letzten zehn
Wochen vor der Entbindung nicht beschiftigt
werden. Erkliiren sie sich ausdriicklich zur Ar-
beitsleistung bereit, kann die Beschdftigung
fortgesetzt werden, soweit nach #rztlichem
Zeugnis Leben oder Gesundheit von Mutter oder
Kind bei Fortdauer der Beschiftigung nicht ge-
fdhrdet ist. Das Zeugnis muf wichentlich iber-
priift werden. Die Erkliirung kann jederzeit wi-
derrufen werden.

§ 6 MuSchG Abs. 1 Satz 1 ist wie folgt zu Hndern:

(1) Wochnerinnen diirfen bis zum Ablauf von zehn
Wochen nach der Entbindung nicht beschiftigt

werden.

—

8.
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Diese Anderungen entsprechen einer alten PAG-
Forderung, wie sie heute allgemein als verniinftig

angesprochen wird.

§ 9 MuSchG ist um eine Definition des Begriffs Ent-
bindung zu erweitern. Sie sollte die Lebendychurt, !
die Totgeburt, die Frithgeburt, die Frithtotgeburt und
die Fehlgeburt einschlieBen. Der Kiindigungsschut:z
wird auf Fehlgeburten nach dem vierten Monat ausge-
dehnt.

Die Tatsache, daB der Begriff Entbindung im Mutter~
schutzgesetz nicht definiert ist, hat bewirkt, dal
die Rechtsprechung sich mit dieser Frage wiederholt
zu befassen hatte. Ein kiirzlich erfolgtes Urteil des
Bundesarbeitsgerichts, in dem die Kiindigung einer
Frau unmittelbar nach einer Fehlgeburt als rechtens
anerkannt worden ist, hat Aufsehen erregt. Bisher
hat sich die Rechtsprechung mangels einer Begriffs-
definition im Mutterschutzgesetz und in der Reichs- L
versicherungsordnung an die gesetzlichen Vorschrif-

ten der "Verordnung zur Durchfithrung des Personen-
standsgesetzes" vom 12.8.1957 gehalten. Die Vorschrif-

ten fiir die standesamtliche Erfassung voen Entbindun-

gen sollten nicht die Grundlage flir sozialpolitische

Mafinahmen sein.

§ 3 Abs. 1 MuSchG ist wie folgt zu #ndern:

Werdende Miitter diirfen nicht beschiiftigt werden, so-
weit nach #rztlichem Zeugnis Leben oder Gesundheit
von Mutter und Kind bei Fortdauer der Beschiftigung
oder durch die Zuriicklegung des Weges zum oder vom
Arbeitsplatz gefihrdet ist.

§ 18 MuSchG ist wie folgt zu erginzen:

(3) In den Betrieben, in denen auslindische Arbeit-
nehmerinnen heschiftigt werder, ist das Mutter- 3
schutzgesetz in den jeweiligen Landessorachen ;



auszulegen.

9. § 14 Berufsbildungsgesetz sollte um einen Absatz 4

erweitert werden:

(4) Endet das Berufsausbildungsverhdltnis wihrend
einer Mutterschutzfrist, sc ist es bis zum
niichstméglichen Prifungstermin zu verlingern.
Absatz 3 und § 4 Abs. 1 bleiben unberihrt.

Es sollte sichergestellt werden, daff im Falle der
Schwangerschaft nicht nur vorzeitige Priifung, son-
dern auch spitere Priifung mbglich ist, um damit die-
sen Grund fiir vorzeitige Ausbildungsabbriiche zu be-

seitigen.
lo. § 1o3 AFG sollte wie folgt erginzt werden:

Ziffer 2 sollte gefolgt werden von:
Schwangerschaft als solche rechtfertigt nicht die An-
nahme, daft die Arbeitslose der Arbeitsvermittlung
nicht zur Verfiigung steht.

Entsprechend der Erkemntnis, daB die ersten drei Lebens-
jahre ftr die Entwicklung des Kindes entscheidend sind,
sollte den Miittern ein Erziehungsgeld gezahlt werden,
die aus wirtschaftlichen Griinden nicht auf Erwerbsti-
tigkeit verzichten kénnen. Auch dem Vater muR diese
Moglichkeit offen sein.

Zundchst muB diese Regelung fitr das erste Lebensjahr
des Kindes verwirklicht werden, weil die Pflege durch
eine Bezugsperson zumindest im ersten Lebensjahr be-
sonders vordringlich ist. Sie muf aber auf die ersten
drei Jahre ausgedehnt werden.

Man kann davon.ausgehen, daR ein Krippenplatz die &6f-
fentliche Hand monatlich rund 650,-- DM und ein Plat:z
in einem Vollheim sogar etwa 1.800,-~ DM kostet. Diese
Betrdge kdnnten ohne weiteres flir solche Elternteile
zur Verfiigung stehen, die auf Grund ihres geringen
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Einkommens auf Erwerbstitigkeit nicht verzichten
kénnten und deswegen einen Krippenplatz oder einen
Platz in einem Vollheim beanspruchen miiften, wenn
sie innerhalb der ersten drei Jahre die Pflege des
Kindes selbst tibernehmen.

Pflege erkrankter Familienangehdriger

In der Kleinfamilie ist bei berufstitigen Eltern die
Erkrankung eines Kindes eine schwierige Situation. Cft
nehmen die Miitter Urlaub, was dem Erholungszweck des
Urlaubs widerspricht, oder sie lassen sich selbst
krank schreiben, weil sie sich nicht anders zu helfen
wissen. Das gleiche Problem ist die Pflege erkrankter
anderer naher Angehdriger. Auch die eigene Erkrankung
eines haushaltfithrenden Familienmitgliedes erfordert
Pflege und Betreuung der Familie.

Zwar sieht eine Reihe von Tarifvertrigen einen bis vier
(BAT) bzw. fiinf (Tarifvertrag zwischen DAG und Unter-
nehmensverband fiir Zeitarbeit) Tage bezahlte Arbeits-
befreiung fiir die Krankheit von Kindern bzw. von Fami-
lienangehdrigen vor. Damit ist nur einem Teil der Ar-
beitnehmer geholfen und auch nicht im nétigen Umfang.

Durch das neue Gesetz zur Verbesserung von Leistungen
in der gesetzlichen Krankenversicherung wird das Recht
auf Arbeitsbefreiung fiir fiinf Tage im Jahr zur Pflege
eines erkrankten Kindes unter acht Jahren oder eines
behinderten Kindes gewiihrt, wenn sonst niemand die
Pflege Ubernehmen kann. Wihrend dieser Arbeitsbefreiung
wird Anspruch auf Krankengeld bestehen.

Bei dieser Arbeitsbefreiung handelt es sich um eine
gesetzliche Mindestregelung, iiber die jederzeit durch
vertragliche Vereinbarung, insbesondere durch Tarif-
vertrag, hinausgegangen werden kann.

Mit dem Ziel des Gesetzes, das Anfang 1974 in Kraft
treten soll, ist die DAG einverstanden. Langfristig



gehen wir allerdings davon aus, dall diese Leistung
eine familienpolitische Mafnahme und der gesetzli-
chen Krankenversicherung wesensfremd ist. Die Kran-
kenversicherungstriger miissen daher einen Aufwen-
dungsersatzanspruch gegeniiber der 6ffentlichen Hand

erhalten.

II.
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Familie und Bildung

Das Bildungsangebot muf allen Mitgliedern der Familie,
unabhéngig vom Geschlecht zuginglich gemacht werden.
Dazu bedarf es scwohl organisatorischer wie auch inhalt-
licher Regelungen, die mit Riicksicht auf die Bediirfnisse

der Familie zu treffen sind.

1. Frithkindliche Erziehung, Kindertagesstiitten, Vor-

schulerziehung, Ganztagsschulen

Die Bildung des Menschen im eigentlichen Sinn des Wor-
tes beginnt, und zwar, wie man hegte weif, entschei-

dend schon beim Kleinstkind. In dieser Phase braucht

das Kind vor allem die Geborgenheit der Familie, ins~-
besondere die Liebe und Sorge einer Bezugsperson, zur
Entfaltung der Qualitiiten, die es instandsetzen, seinen
Platz in der Gesellschaft zu behaupten.

Fiir die Vorbereitung der Kinder auf das Erwachsenenle-
ben, fiir ihre Aufgaben in Familie, Beruf und Gesell-
schaft, haben elterliche und Gemeinschaftserziehung
eine gleichrangige Bedeutung. Beide Erziehungsbereiche
sollten sich gegenseitig ergdnzen und im Interesse
einer optimalen Erziehung der Kinder kooperieren.

Ausgehend von der Erkenntnis, daf die Persdnlichkeits-
entwicklung in den ersten Lebensjahren entscheidend ge~
prédgt wird und daB hier fir die Chancengleichheit der

Kinder wichtige Einfllisse einwirken, tritt die DAG da-

fiir ein, dal

+ in den ersten drei.Lebensjahren, wo notig durch )
finanzielle Hilfen:der 8ffentlichen Hand, die Be-
treuung durch eine Bezugsperson ermbéglicht werden
mufd;

+ vom viertem Lebensjahr an Betreuung in Kindergérten
bzw. Vorschulen fir alle Kinder zur Ergdnzung der
hduslichen Erziehung und Einfithrung in die sozialen
Beziehungen durchgefﬁhrt werden soll,



Um den Aufgaben

Entwicklung der individuellen Begabungen und Nei-
gungen, Erziehung zur Gemeinschaft,
Versorgung und Betreuung der Kinder erwerbstiitiger

Eltern,

gerecht werden zu kénnen, miissen die Kindergirten per-
sonell, organisatorisch und in ihrer Ausstattung ver-

bessert werden.

Die DAG fordert:

+

+

+

+

Die vorschulische Erziehung muB stufenweise realisiert
werden, bis sie mit dem vierten Lebensjahr beginnt.
Sie ist als wichtiger Bestandteil der Bildungsreform
zu betrachten.

Durch Rahmenvorschriften des Bundes muB sicherge-
stellt werden, daR auch Kindertagesstitten, die von
freien Trigern unterhalten werden, nach einheitlichen
Frinzipien gefiihrt werden, ohne dafi jedoch der indi-
viduelle Gestaltungsspielraum allzu sehr eingeengt

wird.

Um dem grofen Bedarf an Kindergartenpléitzen entspre-
chen zu kénnen, sind Initiativen von Unternehmen bzw.
Gruppen von Unternehmen und von Elterngruppen zu for-
dern, wenn sie den Rahmenvorschriften geniigen.

Die Ausbildung von Erziehern, Vorschulerziehern, So-
zialpidagogen und Psychologen der verschiedenen Fach-
richtungen muf in die allgemeine pddagogische Aus-

bildung integriert werden. Bestehende Ausbildungsstit-

ten miissen ausgebaut, neue errichtet werden, um den
steigenden Bedarf an qualifizierten Fachkriften be-
friedigen zu kénnen.

Die Fachkridfte in Kindertégesstﬁtten mitssen den hohe-
ren Qualifikationsanforderungen entsprechend leistungs-
gerecht bezahlt werden.
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+ Die Kapazitiit der Kindergiirten ist zu erveitern.
Vorrangig zu berilicksichtigen sind die Kinder allein-
stehender Elternteile. Entsprechend den iiblichen
Arbeitszeiten miissen die Kindergirten fiir die Re-
treuung der Kinder zur Verfligung stehen.

+ Zur personellen Ertlastung sollen Wehrpflichtige,
die Ersatzdienst leisten und sich fiir diese Aufgabe
eignen, zur Mitarbeit herangezogen werden. Dies wire
insbesondere deshalb zu begriifien, da es die minn-
liche Komponente in der Erziehung im 6ffentlichen

Bereich einbeziehen wiirde.

Die beschleunigte Einfiihrung von Canztagsschulen ist
dringend erforderlich. Sie dient u.a.

dem Abbau von Bildungsbarrieren, da durch die ver-
stdrkte piddagogische Betreuung, z.B. durch Hilfe bei
den Schularbeiten, milieubedingte Chancenungleich-
heiten ausgeglichen werden kénnen.

Dariiber hinaus bieten sie

ein sinnvolles Angebot zur Gestaltung der Erholungs-
zeit durch Sport und Spiel.

Die Ganztagsschule ist auBerdem eine besonders glinsti-
ge LOsung, um eine Betreuung und Verpflegung der Kinder
erwerbstidtiger Eltern und Elternteile zu garantieren.

Dicse Form der Bildung bietet iiber die nach Meinung der
DAG gilinstigste Form der Schulorganisation fiir Kinder
und Jugendliche hinaus auch die Mdglichkeit, piddagogisch
qualifizierte Krifte in Teilzeitnhasen wieder in den
ArbeitsprozeR zu integrieren.

Schul- und Berufsausbildung, Evwachsenenbildung einschl.
Wiedereingliederung

Die jungen Menschen auf Familie, Beruf und Gesellschaft
vorzubereiten, sie zu kritischem Denken und eigener Ge-
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staltung ihrer Umwelt zu befdhigen, ist die gemein-
same Aufgabe von Familie und Schule. Diese gemein-
same Aufgabe ist ohne geschlechtsspezifische Unterwei-
sung vorzunehmen. Es ist daher erforderlich,

+ gemeinsamen Unterricht fiir Jungen und Midchen zu
verwirklichen. So miifite zum Beispiel die bisher ge-
ubte Praxis, die Jungen in Werken, die Midchen in
Hauswirtschaft zu unterweisen, aufgegeben werden
zugunsten einer Vermittlung wirtschaftlicher Kennt-
nisse und Unterweisung in Haushaltstechnik fiir Jun-
gen und Midchen;

+ die Kinder in der Schule ebenso auf das Zusammenle-
ben in der Familie und auf die zeitgemiBe Erziehung
ihrer Kinder vorzubereiten;

+ im 7. bis 9. Schuljahr die Jugendlichen in Koopera-
tion von Schule und Arbeitsamt iber die Berufswelt zu
unterrichten durch Aufnahme berufspolitisch orien-
tierter Lerninhalte.

Um allen Jugendlichen gleiche Bildungschancen zu geben
und das Bildungsgefdlle zu heseitigen, sind verstirkt
Mittelpunktschulen einzurichten, die als Gesamtschulen
anzulegen sind. Dem damit verbundenen weiteren Schulweg
ist durch den Einsatz von Schulbussen und erforderli-
chenfalls durch Errichtung von Internaten zu begegnen.

Berufsaus- und Fortbildung

Wie es die gemeinsame Aufgabe von Familie und Schule
ist, die jungen Menschen ohne Differenzierung nach dem
Geschlecht auf die Aufgaben in Familie, Beruf und Ge-
sellschaft vorzubereiten, so muB auch die weitergehende
Ausbildung schulischer, beruflicher und hochschulischer
Art jedem zuginglich sein. Dazu ist erforderlich, daB
eine Ausbildungsférderung auf breiter Basis geschaffen
wird, um auch in kinderreichen oder unvollstindigen
Familien die materiielen Hindernisse, die einer ange-

messenen Ausbildung im Wege stehen, auszuriiumen.

Eltern haben die Pflicht, ihren Kindern eine Aushil-
dung ihren Neigungen, Fihigkeiten und Begabungen ent-

sprechend zu ermdglichen.

Einkommensgreazen fir Férderungsmafnahmen bringen immer
Hirten in Grenzfillen mit sich. Daher sollten die Ein-
kommensgrenzen fiir die Ausbildungsfdrderung kontinuier-
lich heraufgesetzt und die Fdrderungsbetriige dynami-
siert werden, um den Eltern die Erfiilllung ihrer Pflich-

ten zu erleichtern.

Es ist vor allen Dingen im Interesse einer optimalen
Ausbildung und der Aufstiegschancen dafiir zu sorgen, daff
in Zukunft - vor allem auch unter dem Aspekt des tech-
nischen Fortschrittes, der eine verstiirkte theoretische
Ausbildung bedingt - schulische Ausbildungsginge der
Berufsausbildung im dualen System gleichgesetzt werden.
Obwohl generell, bis auf einige wenige Ausnahmen, die
Ausbildung in allen Berufen fiir beide Geschlechter mdg-
lich ist, zeigt die Erfahrung, daB weibliche Jugend-
liche stiérker zu einer schulischen Ausbildung neigen,
die keinen anerkannten Berufsabschluf erméglicht. Die-
se Ausbildung fithrt heute noch vor allem in die "typi-
schen Frauenberufe", die keine Aufstiegschancen bieten.
Der junge Mensch sollte méglichst, bevor er familiire
Verpflichtungen iibernimmt, eine abgeschlossene Berufs-

ausbildung haben.

Zur Uberwindung der Schwierigkeiten, die durch frihe
EheschlieBung und Mutterschaft zum Abbruch der Ausbil-
dung fiihren kénnen, hiilt die DAG folgende Regelungen
fiir notig:

+ Die zeitliche Begrenzung der Fdrderung nach dem
Bundesausbildungsférderungsgesetz sollte fiir cin
Elternteil cines noch nicht schulpflichtigen Kindes
um mindestens ein Jahr heraufgesetzt werden.



Das Praktikum (z.B. Referendarzeit und Medizinal-
assistentenzeit) nach Reendigung des Studiums scl1-
te einem Elternteil noch nicht schulpflichtiger
Kinder in Teilzeitarbeit unter entsprechender Ver-
lingerung des Praktikums erm&glicht werden.

+

+

Ebenso sollte bei der evtl. Festsetzung von Hdochst-
grenzen fiir die Studiendauwer diesen Elternteilen
eine Uberschreitung von zwei Semestern gestattet

werden.

+ Die Altersgrenzen fiir die Bewilligung von Forderung
nach dem Bundesausbildungsfdérderungsgesetz sollte
auf 45 Jahre heraufgesetzt werden mit der Mdglich-
keit von Ausnahmeregelungen in begriitndeten F#llen.

Der Weiterbildung kommt in unserer raschem Wandel
unterzogenen Umwelt wachsende Bedeutung zu. Um auch die
Familien an diesem Bildungsangebot teilhaben zu lassen,
ist die Einfilhrung des Bildungsurlaubs unerliflich.
Dies zeigt sich aus der Tatsache, daf nach dem Ar-
beitsfdrderungsbericht, den die Bundesregierung im
Sommer 1973 dem Bundestag vorgelegt hat, die Frauen,
die ja heute mit der Doppelaufgabe Beruf und Familie
vor allem belastet sind, mit 70,5 % dem Vollzeitunter-
richt den Vorzug vor berufsbegleitendem Unterricht
geben. Eine ausreichende Weiterbildung der erwachsenen
Bevélkerung wird in Zukunft ohne Bildungsurlaub nicht
zu verwirklichen sein.

Bei der Berufsaus- und -fortbildung missen Organisation
und Aufbau sich den wandelnden Bedingungen des Arbeits-
und Familienlebens anpassen. Dazu sind erforderlich:

+ Stufenauspildung fiir méglichst viele Berufe

+ breit gestreutes Fortbildungsangebot wihrend der
Berufspause, das zur weiteren beruflichen Qualifi-
zierung genutzt werden kann

+ reibungsloser Wiedereintritt in das Berufsleben
liber Wiedereingliederungskurse und Aufbaulehr-

ginge.

u

iy in
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Freie Triger im familienpolitischen Bereich

Freie Trédger sind im familienpolitischen Bereich auf den
verschiedensten Gebieten tétig. Sie iiben damit einen
Teil ihrer Aufgaben in unserer pluralistischen Gesell-
schaftsordnung aus.

Zur Befriedigung des enormen Bedarfs an Kindergirten,
Kindertagesstédtten, Jugendbildungsstidtten und -freizeit-
zentren, Hauspflege fiir Kranke, Betreuungspersonal fiir
Kinder und #ltere Menschen sowie alle Arten von Beratungs-
stellen reichen jedoch die bestehenden Kapazitiiten freier
Triger nicht aus, und sie kdnnen auch in Zukunft aus eige-
ner Kraft nicht in ausreichendem Umfang erstellt werden.
Das gleiche gilt auch fiir die Erwachsenenbildung, die eine
starke Ausdehnung erreichen mufi, um den Anforderungen der
sich stindig dndernden Umwelt gerecht zu werden. Es ist
Aufgabe des Staates, die freien Tridger bei der Erfiillung
ihres Auftrages zu unterstiitzen.

Eine Forderung freier Triger aus &ffentlichen Mitteln setzt
allerdings voraus, daf ihre Tdtigkeit einer Uberpriifung
durch die tffentliche Hand offen sein, allgemeinen Richt-
linien geniigen und im Rahmen regionaler und iiberregionaler
Planung liegen mufl. Die Férdermittel miissen andererseits
die unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen ange-
messen erreichen.

Es konnte an eine Oberpriifung der Art gedacht werden, wie
sie bereits in der Erwachsenenbildung besteht:

1. Die Richtlinien fiir die Vergabe von Mitteln der Bundes-
zentrale fiir politische Bildung,

2. die Bescheinigung der Férderungsfdhigkeit bzw. Férde-
rungswiirdigkeit filr institutionelle und individuelle
Leistungen im Rahmen des Arbeitsférderungsgesetzes,

3. das "Gitesiegel" beim Fernstudium.
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Cs kodnnten auch Institutionen wie die Zentralstelle ftir

den Fernunterricht in K&ln oder das Bundesberufsbildungs-
institut in Berlin geschaffen werden. Ferner wire sinn-
voll, Formen der Kooperation zu schaffen, durch die Aufga-
benteilung zur Vermeidung von Uberkapazitidten in einem
Bereich und mangelnde Kapazititen in anderen Gebieten ermdg-

licht wird.

i



1V. Elternmitbestimmung in Kindergirten, Schulen und Jugend-

stitten

Die Erziehung und Entwicklung der Begabungen und Fihig-
keiten der Kinder ist eine gemeinsame Aufgabe von Eltern-
haus und &ffentlichen Bildungseinrichtungen. Damit sich
diese beiden Erziehungsbereiche nicht gegenseitig neutra-
lisieren bzw. unterschiedliche Auffassungen und Einfliisse
zum Schaden der Kinder miteinander konkurrieren, mufl die
Diskussion und Koeperation gesucht und institutionalisiert
werden. Manches Vorurteil i{iber allzu "fortschrittliche",
vielleicht sogar ideologische Erziehung auf der einen Seite
und allzu "konservative', 'patriarchalisch autoritire" Er-
ziehung auf der anderen Seite kann durch Gespréch und Zu-
sammenarbeit beseitigt werden. Die &ffentlichen Erzie-
hungseinrichtungen miissen sich insbesondere uin Eltern be-
mihen, die fiir eine Zusammenarbeit wenig geneigt scheinen,
da gerade hier die Gefahr besteht, daf das Zusammenwirken
nicht funktioniert. Die Kinder nicht kooperationswilliger
Eltern bediirfen besonderer Bemithungen. Dazu miilte aller-
dings die pddagogische Ausbildung von Erziehern und Lehrern
Formen der Kooperation mit den Eltern einschliefen.

Es sollten daher

+ gesetzliche Voraussetzungen in allen BundesliAndern fiir
die Mitbestimmung der Lltern in angemessener Paritit in

Kindergédrten, Schulen und Jugendstitten geschaffen werden,

+ die finanzielle Voraussetzung fiir notwendige Informatio-

nen gegeben werden,

+ die Grundlagen fiir die Zusammenarbeit mit Riicksicht auf
berufstdtige Eltern konzipiert werden.

V.

Familienberatung

1. Familienplanuna

Die Familien miissen in die Lage versetzt werden, die
Zahl ihrer Kinder und den Zeitpunkt ihrer Geburg selbst

zu bestimmen und ihre Kinder ohne Not auf:uziehen.

Dazu ist erforderlich:

+ Frithe Unterrichtung liber sexuelle Zusammenhiinge durch

Elternhaus und Schule,

sver-

+

Ausweitung der Beratungstitigkeit {iber Empfiings:
hiitung bzw. die Moglichkeiten, Kinder dann zu hekon-
nen, wenn die Lebensverhiiltnisse es erlauben,

+ finanzielle Leistungen an die Familien wie steuer-
liche Entlastungsbetrige, Ausbildungsférderung, Bereitl-
stellung von familiengerechten Wohnungen zu erschwing-

lichen Preisen,

+ soziale Dienstleistungen (wie Familienpfleger, Ein-
richtungen zur Pflege erkrankter Kinder, Kindertages-

heime).

Diese Mafnahmen sind geeignet, die Fille unerwiinschter
Schwangerschaft zu verhindern bzw., wenn eine solche ein-
getreten ist, den Entschluf zum Kind zu erleichtern.

Schwangerschaftsabbruch ist kein Mittel der Familien-
planung, sondern der letzte Ausweg in einer schwierigen
Situation, der umso seltener ergriffen wird, je mehr
die obengenannten Mafnahmen die Situation der Familien
verbessern.

Die DAG setzt sich dafiir ein, daf Schwangerschaftsabbruch
in den ersten drei Monaten der Schwangerschaft auf

Wunsch der Frau durch drztlichen Eingriff straffrei
vorgenommen werden kann. In medizinisch begriindeten
Fillen tridgt die Kosten die gesetzliche Krankenkasse.

JIn allen anderen Fillen sind in sozialen Hirtefillen die



Kosten aus Bundesmitteln ohne Rickzahlungspflicht

zu decken.

Die DAG ist der Auffassung, daB Schwangerschaftsver-
hiitung vorrangig ist, um die Zahl von Schwangerschafts-
abbriichen zu mindern. Es sollte eine 6ffentliche Auf-
gabe sein, sicherzustellen, daR Gebrauch von Empfdng-
nisverhiitungsmitteln nicht aus finanziellen Griinden

unméglich ist.

Ehe-, Familien- und Erziehungsberatung

Elternbildungsstitten, Ehe-, Familien- und Erziehungs-
beratungsstellen erfilllen eine wichtige Aufgabe. Sie
leisten Hilfe zur Selbsthilfe der Familie. Andererseits
bleiben gerade diejenigen, die Beratung am ndtigsten
haben, hiufig fern. Das Fehlverhalten vieler Eltern
beruht hiiufig auf Unwissen tiber elementare Zusammenhin-
ge. Die Schule ist die Stitte, die alle heranwachsen-
den Menschen erreicht. Sie sollte die Kinder ebenso wie
auf das Leben im Beruf auf das Zusammenleben in der Fa-
milie und zeitgemdBe Kindererziehung vorbereiten und
zum Beispiel auch auf die Einrichtungen hinweisen, die
zu ihrer lebensbegleitenlen Hilfe zur Verfﬁgung stehen.

Haushaltsfilhrung und Kindererziehung ist nicht nur eine
Sache angeborener Begabung, sie setzt auch Wissen voraus.
Insbesondere die Frauen, die sich dieser Aufgabe ganz
widmen wollen, sollten sie beherrschen lernen. Dazu be-
darf es einer wesentlichen Erweiterung der Beratungs-
stellen und schulischen Erwachsenembildungseinrichtungen
mit einem entsprechenden Angebot.

Der"Beruf Hausfrau" bildet fiir solche Frauen eine Grund-
lage, wenn sie in mittleren Jahren doch wieder erwerbs-
tétig werden wollen oder durch unvorhergesehene Schick-
salsschlige dazu gezwungen werden, auf der sie eine
ihren Neigungen und erworbenen Erfahrungen gemifie be-
rufliche Tdtigkeit aufnehmen kénnen sollten.
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VI. Fdrderungs- -®nahmen fiir die Familie

Die DAG is. der Ansicht, daB die MafBnahmen zur F&rderung
der Familien darauf gerichtet sein milssen, die Familie
einerseits finanziell und zum anderen durch die Neuge-
staltung der sozialen Umwelt in die Lage zu versetzen,
die freie Entfaltung der Pe-sénlichkeit aller Familien-
angehdrigen zu ermdglichen.

Der Familienlastenausglcich muff die finanziellen Voraus-
setzungen so verbessern, daf fiir alle Kinder Chancen-
gleichheit gegeben ist. Das bedeutet, daB der Familien-
lastenausgleich umso héher sein muBl, je geringer das Ein-
kommen ist. Die jetzt vorliegenden Vorschlige fiur eine
Steuerreform sind bereits ein wichtiger Schritt in diese
Richtung.

+ Die Kinderentlastung soll nicht mehr durch Gewidhrung
von Kindergeldern iiber das Kindergeldgesetz einerseits
und von Steuerfreibetrigen andererseits erfolgen, son-
dern durch den Abzug von Entlastungsbetriigen von der
Steuerschuld. Ist die Steuerschuld niedriger als der
Entlastungsbetrag, so wird der Differenzbetrag vom Fi-
nanzamt ausgezahlt.

+

Verwitwete, Geschiedene und Ledige mit unterhaltsbe-
rechtigten Kindern sollen steuerlich gleichgestellt wer-
den. Ihnen soll eine splirbare zusitzliche Entlastung ge-
wdhrt werden.

Familienlastenausgleich bedeutet aber nicht nur steuerli-
che Entlastung, sondern dazu gehdren auch die MaBnahmen

der Ausbildungsfdrderung
der Mietbeihilfen

der Berechtigungsgrenzen im sozialen
Wohnungsbau

und nicht zuletzt die MaBSnahmen, die im Rahmen dieses Pro-
grammes vorgeschlagen werden.
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Ferner sollte die Einkommensteuerreform folgende fami-
lienpolitisch relevanten Regelungen enthalten:

+ Die bisherige Steuerbeglinstigung fiitr Familienheime,
Zweifamilienhiduser und Eigentumswohnungen wird er-
setzt durch eine Begiinstigungsmethode mit gleichmiBi-
ger Entlastungwirkung.

+ Ausgaben filr die eigene Hochzeit bis zum Héchstbetrag
von 500,-- DM sowie fiir die erste Wohnungseinrichtung
bis zum Hochstbetrag von 2.000,-~ DM sind entsprechcnd
den Steuersitzen in der Proportionalzone von der Steuer-
schuld absetzbar.

+ Die Kosten fiir die Beschdftigung von Hausgehilfen oder
-pflegern im Falle eines unfallgeschidigten Haushalt-
fithrenden milssen in angemessenem Verh#ltnis zur tatsiich-
lich entstehenden Belastung steuerlich absetzbar sein.

Die nicht vollstindige Familie bedarf wegen ihrer besonde-
ren Belastung spezieller Férderung. Dies trifft vor allem
fiir die alleinstehenden Miitter zu.

Die Statistik zeigt, daB bei den ledigen und geschiedenen
Mittern mit Kindern unter 15 Jahren der Anteil der Erwerbs-
titigen besonders hoch ist, widhrend er bei den verwitwe-
ten Frauen niher bei dem Anteil der verheirateten Frauen
liegt (Mikrozensus 1969: Yerwitwete 39,3 %, Geschiedene
70,9 %, Ledige 85,5 %, Verheiratete 32,7 %, Ledige insge-
samt 64,4 %). Die Abweichung von dem iiblichen Erwerbsver-
halten ist ein deutlicher Hinweis darauf, daf die wirt-
schaftliche Lage der ledigen und geschiedenen Miitter vor
allem im Interesse der Chancengleichheit ihrer Kinder ge-
bessert werden mufl.

Es sollte an die Einrichtung von Unterhaltsvorschufikassen

gedacht werden. Sowohl ledige wie auch geschiedene Miitter

haben hdufig Schwierigkeiten, die an sich hestehenden Un-

terhaltsanspriiche zu realisieren. UnterhaltsvorschuRkassen
auf 8rtlicher Basis kénnen diese Mindestsicherung des

1
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Lebensunterhalts der Kinder kontinuierlich gewihrleisten.
er tffentlichen Hand ist es leichter mdglich, die an sich
bestchenden Unterhaltsanspriiche einzutreiben.

Fir die .Jugendlichen hat sich die finanzielle Ausgangssi-
tuation im Zusammenhang mit den verinderten Familienstruk-
turen, insbesondere der Verselbstindigung der Generationen,
verindert.

Heute kann man weder davon ausgehen, dab junge Ehepaare
zundchst im elterlichen Familienverband bleiben, noch da-
von, daf die Ausstattung der eigenen Hiuslichkeit durch
die Cltern erfolgt. Die Familiengriindung stellt daher die
jungen Menschen vor finanzielle Probleme, die viele veran-
lassen, die Geburt des ersten Kindes hinauszuzdgern, ob-
wohl das aus einer Reihe iibergeordneter Gesichtspunkte
nicht winschbar erscheint. Anstatt den Materialismus und
das Konsumdenken der jungen Menschen anzuprangern, soll-
ten ihnen aus familienpolitischer Sicht Hilfen angeboten
werden.

+ Familiengriindungsdarlehen miissen zinslos aus &ffent-
lichen Mitteln zur Verfligung gestellt werden. Sie
sollten an Einkommensgrenzen gebunden sein.

+ Die Staffelung der Lohn- und Gehaltsgruppen nach Le-
bensalter muf ganz verschwinden, da sie mit dem Grund-
satz "Gleicher Lohn fiir gleiche Arbeit' nicht zu vercin-
baren ist und eine Diskriminierung jugendlicher Arbeit-
nehmer darstellt.
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VII. Fragen der sozialen Sicherung

Die DAG vertritt grundsidtzlich die Ansicht, daB Familien-
lastenausgleich und familienpolitische MaBnahmen nicht

auf Kosten der Versichertengemeinschaft gehen diirfen. Sie
sind Aufgabe der ganzen Gesellschaft und miissen daher aus
Gffentlichen Mitteln geleistet werden. Dabei ist aller-
dings zu beriicksichtigen, wieweit durch die Umstellung der
Hinterbliebenenrente auf eine eigenstindige Sicherung der
Frauen Mittel, die bisher fiir die Witwenrente bendtigt wer-
den, frei werden und insofern mitverrechnet werden kénnen.

Die Regelungen der sozialen Sicherung aller Familienange-
horigen miissen vom Gleichberechtigungsgrundsatz, von der
Gleichwertigkeit der Titigkeit fiir Familie und Haushalt
mit auferhduslicher Erwerbstitigkeit, von der Ehe als
Gemeinschaft gleichberechtigter Partner ausgehen.

1. Alterssicherung
Die abhingige soziale Sicherung der nicht erwerbstitigen
Hausfrau, wie sie heute besteht, ist mit diesem Grund-
satz nicht zu vereinbaren. AuBerdem haben verdnderte
Lebensverhidltnisse zu erheblichen Ungleichgewichten
in der Alterssicherung zwischen Minnern und Frauen, zwi-
schen Erwerbstitigen und der nicht erwerbstitigen Haus-
frau gefihrt. Im Eherecht ist durch die Zugewinngemein-
schaft und im Steuerrecht durch das Ehegattensplitting
dem Grundsatz der Gleichberechtigung und der Gleichwer-
tigkeit der Tdtigkeiten fiir die Familie Rechnung getra-
gen. Im Sozialversicherungsrecht steht eine entsprechen-
de Anpassung an veridnderte Verhdltnisse noch aus. Wir
gehen davon aus, daB beide Ehepartner zunichst berufs-
tdtig sind, widhrend der Erziehung der Kleinkinder einer
aus dem Berufsleben ausscheidet und dann in immer mehr
Fillen in die Erwerbstitigkeit friher oder spiiter zuriick-
kehrt.
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Unter diesen Voraussetzungen wird folgender Vorschlag
flir eine eigenstindige soziale Sicherung der Frauen

unterbreitet:

1. Grundsidtze:

Jeder Ehepartner ist in der sozialen Rentenversiche-

rung selbstindig zu versichern.

Im Rentenfall werden die withrend der Ehe entstande-
nen Anspriiche gegeniiber der Rentenversicherung addiert

und geteilt.

Nach einer Ubergangszeit entfi#llt die Witwen- und
Witwerrente.

[N

Beitragsaufbringung:

Fir den Ehepartner, der sich ausschliefilich der Kin-
dererziehung widmet, wird der Beitrag in Héhe des
Durchschnittsbeitrages aller Versicherten berechnet.

Alternative I

Die ersten drei Lebensjahre eines Kindes werden als bei-
tragslose Versicherungszeiten angerechnet. Ein um die
Hidlfte ermdfigter Beitrag wird fiir den Versicherten er-
hoben, der sich ausschlieflich der Kindererziehung

widmet, indem er
ein Kind unter sechs Jahren erzieht,
zwei oder mehr Kinder unter 15 Jahren erzieht.

Ubt der Versicherte wihrend dieser Zeiten eine Teilzeit-
beschidftigung aus, so wird ihm der Differencbetrag zwi-
schen dem vom Verdienst einbehaltenen Beitrag und dem
Durchschnittsbeitrag aller Versicherten gutgeschrieben.
Die Erziehung mehrerer Kinder kann nicht zur Anrechnung
der gleichen Zeiten fihren. Beitragslose und beitrags-
ermiffigte Zeiten werden durch Bundeszuschiisse mitfinan-
ziert. Fiir die {iber diese Zeiten hinausgehenden Zeiten
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der Haushaltsfihrung ist der Beitrag aus dem Fanmii-

einkommen zu entrichten.

Alternative 1II

Die ersten drei Lebensjahrc eines Kindes werden s}
beitragslose Versicherungszeiten angerechnet.

Bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr eines Kind:
wird der Beitrag zur Hilfte aus §ffentlichen Mittei:
gezahlt, wenn ein Ehepartner sich ausschlieBlich dc+

Kindererziehung widmet.

Bis zum vollendeten 15. Lebensjahr von zwei oder me:-

Kindern werden die Beitrige zur Hilfte aus &ffentiic
Mitteln gezahlt, wenn ein Ehepartner sich ausschlici-
lich der Kindererziehung widmet.

Bei Teilzeitbeschdftigung wihrend dieser Zeiten wird
die Differenz zwischen dem vom Verdienst einbehaltonr
Beitrag und dem Durchschnittsbeitrag aller Versicherte:
aus Sffentlichen Mitteln gezahlt.

Fir die tber diese Zeiten hinausgehenden Zeiten der
Haushaltsfilhrung sind die Beitrige aus dem Familienecis-
kommen zu zahlen.

. Leistung:

Der Ausgleich der Rentenanspriiche ist auf die Zeiten
nach der EheschlieBung beschrinkt. Der Ausgleich erfolr
durch Addition der von beiden Ehepartnern wihrend der
Ehe erworbenen Anspriiche und gleichmifRige Aufteilung
der Anspriiche der Ehepartner. Die vor der Ehe erworbern:>
Anspriiche verbleiben beim jeweiligen Ehepartner.

Daraus wiirden sich Rentenleistungen unter félgenden Vor-
aussetzungen ergeben: L

a) Bei Erreichen der Altersgrenze erhalten beide Lhe-
partner die si:h hieraus ergebende Rente.
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b) Erreicht ein erwerbstitiger Ehepartner die Al-
tersgrenze vor dem nicht erwerbstiitigen, so er-
hdlt der letztere gleichfalls Rente, wenn

1. der Berechtigte das 45. Lebensjahr vollendet
hat,

2. solange der Berechtigte berufsunfiihig oder er-
werbsunfiéhig ist cder mindestens ein Kind un-
ter sechs bzw. zwei Kinder unter 15 Jahren er-
zieht.

Bei der Ermittlung der anrechnungsfihigen Versicherungs-
jahre fir den nicht erwerbstédtigen Ehepartner werden
die Zeiten vom Eintreten des Versicherungsfalles bis

zum Kalendermonat der Vollendung des 55. Lebensjahres
den zuriickgelegten Versicherungs- und Ausfallzeiten
hinzugerechnet, vorausgesetzt, dal 6o Monatsbeitrige
gezahlt sind.

Der Jahresbeitrag der Rente ist fiir jedes anrechnungsfi-
hige Versicherungsjahr 1 vom Hundert der fiir den Ver-
sicherten mafigebenden Rentenbemessungsgrundlage.

Stirbt einer der Ehepartner, so erhilt der iiberlebende
80 % der gemeinsamen Rente.

Die beamtenrechtlichen Regelungen sind diesem System

anzugleichen.

Ubergangsbestimmungen

Das Gesetz tritt am ... in Kraft.

Wdahrend einer Ubergangszeit von zehn Jahren besteht
altes und neues Recht nebeneinander. Im Versicherungs-
fall wird eine doppelte Berecinung vorgenommen und

die jeweils glinstigere Rente ausgezahlt.

Mit Inkrafttreten des Gesetzes wird die Witwenrente
fiir die Obergangszeit auf 80 % der Versichertenrente
erhsht.




Nach Ablauf der Ubergangszeit werden alle neuen Ver-

sicherungsfille nach neuem Recht berechnet.

Die beamtenrechtlichen Regelungen sind diesem Systen
anzugleichen. Fermer sollte eine gesetzliche Versicherung
fiir Unfdlle im Haushalt entsprechend den Regelungen

der Unfallversicherungen fiir Schiiler und Studenten ein-
gefiithrt werden.

Krankenversicherung

In jhrem Memorandum zur Weiterentwicklung der gesetzli-
chen Krankenversicherung hat die DAG erweiterte M@glich-
keiten zur Hauspflege gefordert. Sie ging von der Uber-
legung aus, daB Hauspflege die Krankenversicherungstri-
ger weniger kostet als die Krankenhauspflege. Hauspflege
sollte allerdings Haushaltshilfe im Bedarfsfall nicht

ausschlieflen.

Die DAG ist der Ansicht, daB damit eine umfascende Si-
cherung des haushaltfiihrenden Familienmitgliedes gegen
Krankheit gewdhrleistet ist, so daB eine Anderung des
bestehenden Systems nicht erforderlich erscheint.

Es sei darauf hingewiesen, daB die DAG in ihrem Memoran-
dum zur Weiterentwicklung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung bereits vorgeschlagen hat, daf die im Rahmen
der Familienhilfe mitversicherten Familienangehsrigen
das Recht zum Beitritt zur gesetzlichen Krankenversi-
cherung erhalten miissen, wenn sie den Anspruch auf Fa-
milienhilfe verlieren.

Zur weiteren Senkung der Sduglingssterblichkeit und des
Anteils krank bzw. mifgebildet geborener Kinder miissen
Mafinahmen zur Verhiitung von Krankheiten, die in beson-
derem Mafle Kinder gefihrden, zu Pflichtleistungen der
Krankenkassen werden (z.B. Schutzimpfung gegen Rételn).
Die bereits eingefiihrten Vorsorgeuntersuchungen fiir

N Schwangere sollten durch verstidrkte Publizierung und
Aufklirung (z.B. Sexualkundeunterricht in den Schulen),

|
|
f
»
|
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insbesondere in den Regionen, in denen die Siug-
lings- und Mittersterblichkeit besonders hoch ist,
in ihrer Wirksamkeit gesteigert werden.

Allerdings sollten diese Vorsorgeuntersuchungen - cben-
so wie die Kosten der Mutterschaftshilfe - als familien-
politische MaBnahme aus &ffentlichen Mitteln gezahlt

werden.

Ferner sollte ein "BabypaR" eingefithrt werden, der
jiahrlich wie der Mutterpafli alle n3tigen provhylaktischen
Untersuchungen und Schutzimpfungen festhilt, um die ge-
sunde Entwicklung des Kindes zu gewihrleisten.




VIII.

Familiengerechtes Wohnen

Der Gesetzgeber ist fiir den Neubau von Wohnungen, ins-
besondere beim sozial gefdérderten Wohnungsbau, aufge~
rufen, in besonderer Weise auf die Bediirfnisse der Fa-

milien Riicksicht zu nehmen.

Die DAG fordert eine unverkiirzte Fortsetzung des Programnms
des sozialen Wohnungsbaus: denn es ist davon auszugehen,
daf} eine Grofzahl der z.Zt. vorhandenen Wohnungen von
ihrer Ausstattung her nicht den heutigen Anforderungen
entsprechen. Dariiber hinaus sollten folgende Grundsdtze
gelten:

In enger Nachbarschaft miissen Wohnungen fiir alle Genera-
tionen, fiir Alleinstehende und Familien geschaffen werden,
um gegenseitige Hilfe zu erméglichen und Isolation zu

iberwinden.

Fiir dic Familien alleinstchender Mittter oder Viter und zur
Verbesserung der Chancengleichheit der in diesen Familien
lebenden 1,025 Millionen Kinder unter 18 Jahren sind mehr
geeignete Mietwohnungen bereitzustellen, die insbesondere
den alleinstehenden berufstitigen Mittern ein Maximum an
Erleichterungen in der Erziehung, Bewahrung und Pflege
ihrer Kinder sichern.

Altenwohnheime sollten Bestandteil aller Neubaukomplexe
sein; im sozialen Wohnungsbau sollten die Triger veranlafit
werden, den ilteren Memschen den Wunsch weitestgehend zu
erfiillen, in der Nihe ihrer Kinder und Enkel in eigener
Wohnung zu scin. "Altengettos' kdnnten dadurch vermieden
und eine Reihe von Problemen gegenseitiger Hilfe und Be-
treuung auf diese Weise ge%ﬁst werden.

Fiir Neubauviertel sollten folgende ausreichende Dienstlei-

stungseinrichtungen zur Auflage gemacht werden:

Betreuungsstellen filr erkrankte und auch fiir
- gesunde Kinder, fir krenke und alte Menschen,

o

<
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ein breit gefichertes Angebot an Einkaufs-
mdglichkeiten und sonstigen Dienstleistungen,

Kinderglrten und -spielplidtze.

Kinderspielplatzgesetze soll*en in allen Bundeslindern
die quantitative und qualitative Beschaffenheit bestim-
men. Zahl und Grdfe im Verhdltnis zu den Wohneinheiten
miissen vorgeschrieben werden. Es mufl verlgﬂgt werden, daf
sie gefahrlos erreichbar und benutzbar sein miissen, dem-
Spiel und Bewegungsbediirfnis der Kinder Rechnung tragen
und von den Wohnungen nicht weit entfernt sein dirfen.

Die grofien Wohnungsunternehmen und Wohnungsbaugenossen-
schaften sollten dariiber hinaus angeregt werden, -insbeson-
dere im Zuge der Modernisierung von Altbauwohnungen,

bei baulicher MSglichkeit, nebeneinanderliegende Wohnungen
zu GroBwohnungen fiir gréfere Familien zusammenzufassen.
Auch bei der Vergabe von Modernisierungsdarlehen fir Alt-
bauwohnungen sollten derartige Vorhaben besonders gefdr-
dert werden. Ebenso sollte in‘Neubauprogfammen eine aus-
reichende Zahl von Wohnungen fiir griBere Familien er-
richtet werden.

Dem Abbau von Fehlbelegungen sozial yefdrderter Wohnungen
ist besonderes Augenmerk zu schenken. Hierzu kdnnten den
derzeitigen Bewohnern unter anderem gréfiere zinslose Dar-
lehen zum Erwerb von Genossenschaftsanteilen, Bestreitung
von Mieterdarlehen oder Kreditbiirgschaften zum Bezug ge-
eignetér Ersatzwohnungen sowie die Obernahme der Umzugs-
kosten oder Darlehen in Hohe der Umzugskostén und, soweit
nétig, von Einrichtungsdarlehen beim Bezug einer neuen Woh-
nung angeboten werden.

Umgekehrt sollten auéhgentsprechende finanzielle Hilfen

im Bedarfsfall fiir Umzilge von Familien in grﬁﬂere Wohnungen
gowithrt werden. T
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Ix.

Iragen der Pinanzicrung

Nuch den Vorstellungen der DAS hann die Familienpolitih
durch folgende 'lainahmen aus 8ffentlichen Mitteln finan-

ziert werden:

+ Uberpriifung der Ausgabenstruktur der 6ffertlichen Haus-
halte mit dem Ziel, reine Erhaltungssubventionen abzu-
bauen, um Mittel freizubekommen zur Finanzierung der

Familiennolitik.

+

\obilisierung von zusitzlichen Arbeitskriften ist mit

.
einem vachstumseffekt verbunden, der hdéheres Steuerauf-
kommen und damit gleichzeitig zusdtzliche Finanzierungs-

mittel bewirkt.

4

Fir diese “obilisierung bedar{ es der Investitionen zur
Hilfe der Familie, die durch auf dem Kapitalmarkt ent-
liehene Darlchen finanziert werden miissen und mit Hilfe
des hoheren Steueraufkommens auf Grund der Mobilisierung
zusdtzlicher Arbeitskriifte zuriickgezahlt werden k&nnen.

+

Auf keinen Fall ist die Finanzierung der Familienpolitik
iiber eine Erhéhung der indirekten Steuern vertretbar,
"weil dies zu einer iiberproportionalen Mehrbelastung ge~
rade des Personenkreises fithren wiirde, der gefordert wer-
den soll.

+

Der in der Steuerpolitik geltende Grundsatz der Belast-
barkeit sollte auch in der Familienpolitik fiir die Hhe
der finanziellen Férderung im Einzelfall angewandt wer-
den.

+ Die Steuerpolitik sollte darauf ausgerichtet sein, der
Befriedigung kollektiver Bediirfnisse Vorrang vor dem pri-
vaten Konsum zu geben.

+ Ohne ausreichende Beriicksichtigung der Familienpolitik
in der mittelfristigen Finanzplanung kénnen die notwen-
digen umfassenden Mafnahmen nicht befriedigend geldst

‘werden. Dig bisherige Prakis, familienpolitische Mafi-
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nahmen auf Kosten der Sozialversicherungstriger durch-
zufilhren, lassen Familienpolitik Stiickwerk bleiben und
beengen die Mittel der Sozialversicherungstriger, die
sie fir die notwendige Erweiterung ihrer Leistungen

im Interesse der Gesundheit und Alterssicherung der Be-

vélkerung dringend bendtigen.




	Inhalt
	Präambel
	I. Familie und Beruf
	II. Familie und Bildung
	III. Freie Träger im familienpolitischen Bereich
	IV. Elternmitbestimmung in Kindergärten, Schulen und Jugendstätten
	V. Familienberatung
	VI. Förderungsmaßnahmen für die Familie
	VII. Fragen der sozialen Sicherung
	VIII. Familiengerechtes Wohnen
	IX. Fragen der Finanzierung

